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Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 68.—— 


(Nr. 7225.) Allerhöchſter Erlaß vom 31. Juli 1868, betreffend die Geſtattung des Baues 
85 einer Crefeld⸗ Kreis Kempener Induſtrie⸗Eiſenbahn unter gleichzeitiger 
Bewilligung des Expropriationsrechts. 


Auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 29. d. M. will Ich zur An⸗ 
age einer eingeleiſigen (ſekundären) Induſtrie⸗Eiſenbahn für den Kreis Kempen 
Süchteln über Oedt nach Kempen und von da kreisförmig über Hüls, 
refeld, St. Tönis, Vorſt zurück nach Süchteln, mit Abzweigungen nach Vierſen 
nd Grefrath, unter Vorbehalt der ſeiner Zeit zu beſtimmenden näheren Bedin⸗ 
ungen, hierdurch Meine Genehmigung ertheilen. Zugleich geſtatte Ich, daß die 
n dem Geſetze über die Eiſenbahn⸗Unternehmungen vom 3. November 1838. 
nthaltenen Vorſchriften über das Expropriationsrecht auf dieſes Unternehmen 
Anwendung finden. 5 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
enntniß zu bringen. 
Bad Ems, den 31. Juli 1868. 


Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. 
i Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 


An das Staatsminiſterium. 


Jahrgang 1868. (Nr. 72257226.) (Ir. 7226.) 
Ausgegeben zu Berlin den 29. Oktober 1868. 


026 


(Nr, 7226.) Konzeſſions⸗ und Beftätigungs - Urkunde für die Erefeld - Kreis Kempener | 
AInduſtrie⸗Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 6. Oktober 1868. Hi 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem ſich zur Herſtellung einer Eiſenbahn von Süchteln über Oedt 
nach Kempen und von da kreisförmig über 15 Erefeld, St. Tönis, Vorſt 
zurück nach Süchteln, mit Abzweigungen nach Vierſen und Grefrath, eine Aktien⸗ 
Plan dat mit dem Sitze in Crefeld gebildet hat, wollen Wir derſelben zum 

aue und Betriebe dieſer Bahn Unſere landesherrliche Genehmigung hierdurch 
ertheilen, auch das anliegende, am 7. September 1868. notariell verlautbarte 
5 Statut hiermit beftätigen. 4 
Die gegenwärtige Urkunde iſt nebſt dem Statut durch die Geſetz Sammlung 

zu veröffentlichen. i 


Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem N 
Königlichen Inſiegel. 2 


Gegeben Baden-Baden, den 6. Oktober 1868. 
(I. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. 


Statut 


der 


Crefeld⸗ Kreis Kempener Induſtrie⸗Eiſenbahngeſellſchaft. 


A. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


Sa: 

Namen und Domizil der Geſellſchaft. 0 

Unter Vorbehalt der landesherrlichen Genehmigung wird durch das gegen: 
wärtige Statut und nach Maaßgabe der Beſtimmungen des Allgemeinen Handels- 
geſetzbuches Artikel 207. bis 249. eine Aktiengeſellſchaft unter der Firma 


„Crefeld- Kreis Kempener Induſtrie-Eiſenbahngeſellſchaft“— 
gegründet, welche in Crefeld ihren Sitz und Gerichtsſtand hat. 9 2 8 


— 


auch unter 


§. 2. 


3 Der Zweck der Geſellſchaft iſt die Erbauung und der Betrieb einer ſekun⸗ 
dairen Eiſenbahn, welche von Süchteln ausgehend über Oedt nach Kempen und 
von da kreisförmig über Hüls, Crefeld, St. Tönis und Vorſt zurück nach 
Süchteln führt, mit Abzweigungen nach Vierſen und Grefrath. 

Die ſo hen, Richtung der Bahn wird von dem Königlichen Miniſterium 


für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten feſtgeſtellt, auch unterliegen der 
Genehmigung deſſelben die ſpeziellen Bauprojekte und Anſchläge. 


g. 3. 


Die Bahn wird für ein einfaches Geleiſe und für den Betrieb vermittelſt 
Lokomotiven eingerichtet. Die Anlage fernerer Geleiſe auf einzelnen Strecken im 
Falle des Bedürfniſſes ſoll jedoch nicht ausgeſchloſſen fein. 


$. 4. 

\ Die Geſellſchaft wird das Transportgeſchäft auf der Bahn für eigene 

Rechnung betreiben, auch, ſoweit fie es ihrem Jutereſſe gemäß findet oder geſetzlich 

dazu verpflichtet iſt, Anderen die Benutzung der Bahn zu Perſonen⸗ und Güter⸗ 

transporten gegen Entrichtung eines beſtimmten Bahngeldes geſtatten. Sie kann 
Öenehmigung des Miniſters für Handel, Gewerbe und öffentliche 


Arbeiten einer anderen Eiſenbahnverwaltung den geſammten Betrieb der Bahn 


a durch beſonderen Vertrag überlaffen. 


. 5. 


R Eine ſelbſtſtändige Ausdehnung des Unternehmens durch Bau neuer Bahnen 
flür Rechnung der Geſellſchaft, ſowie eine Betheiligung der Geſellſchaft bei an⸗ 

deren Bahnunternehmungen kann mit Genehmigung der Generalverſammlung 
unnd des Staats eintreten. 


$. 6. a 
Die Geſellſchaft kann unter Genehmigung des Königlichen Handelsmini⸗ 
ſteriums für ihre Rechnung, jedoch nicht mit ausſchließlichem Privilegium, die 
erforderlichen Einrichtungen zur Beſorgung der Perſonen und Güter von und 
nach den Stationsplätzen herſtellen. 


Sen 

E Das Grundkapital der Geſellſchaft, veranſchlagt zu zweihundert zehntauſend 
Thaler per Meile, beſteht in Einer Million zweihundert ſechszigtauſend Thaler 
ober vier Millionen ſiebenhundert fünf und zwanzig tauſend Franks, von denen 
die Hälfte, alſo ſechshundert dreißigtauſend Thaler oder zwei Millionen drei⸗ 
hundert zwei und ſechszig tauſend fünfhundert Franks durch ſechstauſend dreihun⸗ 
dert Stück Stammaktien zu je Einhundert Thaler oder dreihundert fünf und 
r. 7226.) | 127 * ſie⸗ 
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ſiebenzig Franks und die übrige Hälfte durch ſechstauſend dreihundert Stück 
Prioritäts⸗ Stammaktien zu je Einhundert Thaler oder dreihundert fünf und 


fiebenzig Franks aufgebracht werden. 


Die dermalige Direktion iſt unter Genehmigung des Königlichen Mini⸗ 
ſteriums befugt, zum Zwecke der etwanigen Kompletirung der Anlagen Behufs 
Anſchluſſes an die Eiſenbahnſtationen Vierſen, Crefeld, Kempen und Grefrath 
eine angemeſſene Erhöhung des Geſellſchaftskapitals zu beſchließen und zu be 
wirken. Zu jeder anderweitigen Erhöhung deſſelben, namentlich auch für die 
etwaige Anlage eines zweiten Bahngeleiſes zwiſchen Vierſen und Grefrath, iſt 


der Beſchluß der Generalverſammlung ($. 48.) und die Genehmigung des Staates 
erforderlich. 


$. 8. 


Nach Ablauf des erſten Betriebsjahres ($. 20.) wird ein Reſervefonds 4 


gebildet, welcher zur Deckung der in außerordentlichen Fällen nöthigen Ausgaben 


und der Koſten für die Vermehrung der Betriebsmittel beſtimmt iſt. Dieſem j 


Reſervefonds werden überwieſen: 


a) der Betrag 0 Zinſen und Dividenden, die nicht rechtzeitig er⸗ 1 
gemäß F. 21. zu Gunſten der Geſellſchaft verfa. 


hoben und deshal 
len find; 


b) diejenigen Vortheile, welche der Geſellſchaft aus dem Eintritte neuer A 
Aktienzeichner in die Stelle der wegen ſäumiger oder umeinziehbarer 


Ratenzahlung ausgeſchiedenen Aktionaire erwachſen ($. 17.) 


e) ein Zuſchuß aus den Betriebseinnahmen, der mit Zuſtimmung des 
Staates von der Direktion nach Bedürfniß feſtgeſetzt wird, aber jährlich 


ein Siebentel Prozent des Anlagekapitals nicht überſchreiten ſoll. 


Hat der Reſervefonds die Summe von zwölf Tauſend Thalern erreicht, f 


ſo erfolgen weitere Zuſchüſſe nur dann, wenn eine Verminderung eingetreten iſt. 


So lange der Reſervefonds in dieſer vollen Höhe vorhanden iſt, fließen die 
ad a. gedachten Zinſen und Dividenden, ſowie die Zinſen des Reſervefonds, in 


die Betriebskaſſe. 
$. 9. 


Erneuerungsfonds. 


Ferner wird nach Ablauf des erſten a be ein Erneuerungsfonds 

oſten der Erneuerung der 
iſentheile des Oberbaues der Eiſenbahn, 
mit Einſchluß der a ; fowie der Erneuerung der Lokomotiven nebſt Ten 


gebildet, welcher beſtimmt iſt zur 1 der 
Schienen, Schwellen und der kleinen 


dern und Wagen aller Art. 


Zu dieſen Erneuerungen ſind insbeſondere zu rechnen: 


1) bei Lokomotiven und Tendern die Auswechſelung der Feuerkaſten, Keſſel, 


Cylinder, Siederöhren, Federn, Achſen, Räder, Radreifen, ganzer Waſſer⸗ 
behälter und Bremſen; 2 be 
| ) bei 
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2) bei den Wagen die Auswechfelung von ganzen Kaſten, Federn, Achſen, 
N Radreifen, Bremſen und der Umbau des Innern ganzer 
oupés. 


Alle dieſe Erneuerungen ſind jedoch nur dann aus dem Erneuerungsfonds 
zu beſtreiten, wenn ſie durch Abnutzung nöthig werden, nicht aber wenn ſie den 
Bauunternehmern, Lieferanten oder ſonſtigen verantwortlichen Perſonen zur 
Laſt fallen. 


Dem Erneuerungsfonds werden überwieſen: 


a) der nach vollſtändigem Ausbau und vollſtändiger Ausrüſtung der Bahn 
etwa verbleibende Reſt des Bau⸗ und Betriebskapitals; 


b) die Einnahme aus dem Verkaufe alter Materialien des Oberbaues und 
der Betriebsmittel 


e) ein Zuſchuß aus den Betriebseinnahmen, der nach dem Verſchleiße der 
Schienen und Schwellen und nach dem Verſchleiße der Lokomotiven, 
Tender und Wagen zu berechnen iſt. Die Höhe des Zuſchuſſes normirt 
die Direktion nach Bedürfniß von fünf zu fünf Jahren mit Genehmigung 
der vorgeſetzten Staatsbehörde. 


$. 10. 
Verhaͤltniß der Geſellſchaft zum Staate. 


Die Verhältniſſe der Geſellſchaft, eventuell der Eiſenbahnverwaltung, 
welcher der Betrieb überlaſſen wird, zum Staate werden außer durch die be⸗ 
ſtehenden und noch zu erlaſſenden Geſetze im Allgemeinen durch die landesherr⸗ 
liche Konzeſſion für die Bahn und das gegenwärtige Statut beſtimmt. Insbe⸗ 
ſondere N bleibt 


a) dem Staate vorbehalten: 


a) die Genehmigung des Bahngeldtarifs und Frachttarifs, ſowohl für 
die Güter, als für den Perſonenverkehr, ſowie jeder Abänderung 
der Tarife. Die Ei Tarife follen indeß fünfundzwanzig Prozent 
höher angeſetzt werden dürfen, als die zur Zeit der Beſtätigun 
dieſes Statuts beſtehenden entſprechenden Sätze des Perſonen⸗ un 
Gütertarifs der Bergiſch-Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, 

6) die Genehmigung, nöthigenfalls auch die Abänderung des Fahrplans, 

y) die Beſtätigung des oberſten Adminiſtrationsbeamten (Spezial⸗ 
direktors) und des oberſten techniſchen Beamten, welcher die formelle 
Qualifikation zum Bauinſpektor beſitzen muß, ſowie die Genehmigung 
der dieſen beiden Beamten zu ertheilenden Geſchäftsinſtruktionen. — 
Auch die Qualifikation des die Bauführung leitenden Ingenieurs 
unterliegt der Prüfung des Handelsminiſters. 


b) Zur Ausführung der Beſtimmung über die Benutzung der Eiſenbahnen 
(Nr. 7226.) 5 zu 
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zu milttatiſchen Zwecken (Heſeh⸗Samml für 1843. S. 3730 it de 
Geſellſchaft verpflichtet, ſowohl fi) den Beſtimmungen des Reglements 


vom 1. Mai 1861., betreffend die Organiſation des Transports größerer 
Truppenmaſſen auf den Eiſenbahnen, desgleichen für die Beförderung 


von Truppen, Militaireffekten und ſonſtigen Armeebedürfniſſen auf den E 


Staatsbahnen, endlich der Inſtruktion vom 1. Mai 1861. für den 

Transport von Truppen und des Armeematerials auf den Eiſenbahnen 
und den künftigen Abänderungen und Ergänzungen dieſer Reglements 
und Inſtruktionen zu unterwerfen, als auch Militair⸗Perſonen und Effekten 
jeglicher Art zu ermäßigten Preiſen zu transportiren. Als Fahrpreiſe 
ſollen diejenigen Sätze erhoben werden, welche jeweilig auf den Preußiſchen 
Staatsbahnen erhoben werden. 


e) Der Poſtperwaltung des Norddeutſchen Bundes gegenüber iſt die Gefell- 
ſchaft verpflichtet: 
a) ihren Betrieb, ſoweit die Natur deſſelben es geſtattet, in die noth⸗ 


wendige Uebereinſtimmung mit den Bedürfniſſen der oſtverwaltung g 


zu bringen; 


6) die Eiſenbahngeſellſchaft iſt verbunden, mit jedem fahrplanmäßigen 


Zuge auf Verlangen der Poſtverwaltung einen Poſtwagen und 
innerhalb deſſelben 
aa) Briefe, Zeitungen, Gelder, ungemünztes Gold und Silber, 
Juwelen und Pretioſen ohne Unterſchied des Gewichts, ferner 
ſolche nicht in die Kategorie der obigen Sendungen gehörige 
Packete, welche einzeln das Gewicht von zwanzig Pfund nicht 
überſchreiten, a 
bb) die zur Begleitung der Poſtſendungen, ſowie zur Verrichtung 
des Dienſtes unterweges erforderlichen Poſtbeamten, auch wenn 
dieſelben geſchäftslos zurückkehren, 5 
ce) die Geräthſchaften und Utenſilien, deren die Beamten unterweges 
bedürfen, f 
unentgeltlich zu befördern. 3 
Statt beſonderer Poſtwagen können auf Grund desfallſiger Ber 
ſtändigung auch Poſtkoupés in Eiſenbahnwagen gegen eine, den 
Selbſtkoſten für die Beſchaffung und Unterhaltung thunlichſt nahe 
ſtehende Miethe benutzt, es kann ferner bei ſolchen Zügen, in denen 
Poſtwagen und Poſtkoupés nicht laufen, die unentgeltliche Mit⸗ 


nahme eines Poſtbeamten mit der Briefpoſt, dem alsdann der er⸗ 5 


forderliche Sitzplatz einzuräumen iſt, oder die unentgeltliche Beför⸗ 
derung von Brief- und Zeitungspacketen durch das Zugperfonal 
verlangt werden. 


5) Für ordinaire Packete über zwanzig Pfund, auch wenn dieſelben 1 
innerhalb des Poſtwagens oder Poſtkoupés befördert werden 
erhält die Eiſenbahngeſellſchaft die tarifmäßige Eilfracht, welche 105 3 

[ot 2 


FP ENTFERNEN ER ER REDE 
das monatliche Geſammtgewicht der zwiſchen je zwei Stationen 
beförderten zahlungspflichtigen Packete berechnet und auf Grund 
beſonderer Vereinbarung aviſionirt wird. 


) Wenn ein Poſtwagen oder das an deſſen Stelle zu benutzende 
Poſtkoups (ad A.) für den Bedarf der Poſt nicht ausreicht, fo hat 
die Eiſenbahngeſellſchaft entweder die Beförderung der nicht unter⸗ 
zubringenden Poſtſendungen in ihren Wagen zu vermitteln, oder 
der Poſt die erforderlichen Transportmittel leihweiſe herzugeben. 

In erſterem Falle wird für ordinaire Packete über zwanzig 
Pfund eine weitere als die ad y. vorgeſehene Vergütung nicht ge- 
leiſtet. In letzterem Falle zahlt die Poſtverwaltung außer der 
Frachtvergütung für die ordinairen Packete über zwanzig Pfund 
eine beſonders zu vereinbarende, nach Sätzen pro Koupé und Meile 
und reſp. pro Achſe und Meile zu bemeſſende Hergabe- und Trans⸗ 
portvergütung. 


&) Die Eiſenbahngeſellſchaft übernimmt die Unterhaltung, Unterſtellung, 
Reinigung, das Schmieren, Ein⸗ und Ausrangiren u. ſ. w. der 
Eiſenbahnpoſtwagen, ſowie den leihweiſen Erſatz derſelben in Be⸗ 
ſchädigungsfällen gegen Vergütungen, welche nach den Selbſtkoſten 
Pee werden und über deren Berechnung beſondere Vereinbarung 
getroffen wird. 


& Die Geſellſchaft ift verpflichtet, die mit Poſtfreipäſſen verſehenen 
Perſonen unentgeltlich zu befördern, vorausgeſetzt, daß dieſe nur 
einen Theil ihrer Reiſe auf der Eiſenbahn, einen anderen Theil aber 
mit gewöhnlichem Poſtfuhrwerk zurücklegen. 


d) Die Geſellſchaft ift verpflichtet, unentgeltlich die Anlage einer Bundes⸗ 
Telegraphenlinie längs der Bahn zu geſtatten, und geſteht zu dieſem 
Ende der Bundes⸗Telegraphenverwaltung die Berechtigung zu, nach Be⸗ 
dürfniß eine einfache Stangenreihe oder zwei parallele Stangenreihen auf 
gleicher Seite des Bahnplanums und außerdem auf derjenigen Seite des 
Bahnterrains, welche die oberirdiſchen Leitungen im Allgemeinen nicht 
verfolgen, eine Telegraphenlinie unterirdiſch in einer dem Zweck ent⸗ 
ſprechenden Tiefe unter Benutzung des Bahnterrains anzulegen. 

Auch verpflichtet ſich die Geſellſchaft, nach Maaßgabe der Anord⸗ 
nungen des Bundeskanzlers den Eiſenbahntelegraphen Behufs Benutzung 
zur Beförderung von Staats⸗ und Privatdepeſchen einzuräumen. 


e) Die Geſellſchaft hat auch den Anordnungen, welche wegen polizeilicher 
Beaufſichtigung der beim Eiſenbahnbau beſchäftigten Arbeiter getroffen 
werden, pünktlich nachzukommen und die aus dieſen Anordnungen erwach⸗ 
ſenden Ausgaben, insbeſondere auch die durch die etwaige Anſtellung 
eines beſonderen Polizei⸗Aufſichtsperſonals entſtehenden Koſten zu tragen. 
Sie ift verpflichtet, die nöthigen Zuſchüſſe zu der in Gemäßheit des Ge⸗ 
ſetzes vom 21. Dezember 1846. (Geſetz Samml. für 1847. ©, 21.) für die 
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Bauarbeiter einzurichtenden Krankenkaſſe zu leiſten. Nicht minder wird 
die Geſellſchaft den Anforderungen der zuſtändigen Behörde wegen Ge⸗ 
8 nügung des kirchlichen Bedürfniſſes der beim Bau beſchäftigten Beamten 
und Arbeiter bereitwillig Folge leiſten und erforderlichen Falls auch die 
Tragung der dadurch etwa bedingten Koſten übernehmen. 


) Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, nach Maaßgabe der jetzt und künftig 
beſtehenden Grundſätze für die Staats⸗Eiſenbahnen für ihre Beamten 
und Arbeiter Penſions⸗, Wittwenverpflegungs⸗ und Unterſtützungskaſſen 
einzurichten und zu denſelben die erforderlichen Beiträge zu leiſten. 


8) Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, die von ihr anzuſtellenden Bahnwärter, 
Schaffner und ſonſtigen Anterbeamten, mit Ausnahme der einer techniſchen 
Vorbildung bedürfenden, vorzugsweiſe aus den mit Civil⸗Anſtellungsbe⸗ 
rechtigung entlaſſenen Militairs des Königlich Preußiſchen Heeres, ſo⸗ 
weit dieſelben das fünf und dreißigſte Lebensjahr noch nicht zurückgelegt 
haben, zu wählen. 


F. 11. 
Schlichtung von Streitigkeiten. 


Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen der Geſellſchaft und den Aktionairen wegen 
rückſtändig gebliebener Einzahlung auf die Aktien ($. 17.) find im Gerichtsſtande 
der Geſellſchaft anhängig zu machen, welchem ſich jeder Aktienzeichner und deſſen 
Rechtsnachfolger durch die Zeichnung, reſp. durch den Erwerb der Rechte 
aus der Zeichnung kraft des gegenwärtigen Statuts unterwirft. Sonſtige Streitig⸗ 
keiten in l ee d Angelegenheiten zwiſchen der Geſellſchaft und den Aktio⸗ 
nairen ſollen jederzeit durch Schiedsrichter entſchieden werden, von denen jeder 
Theil einen ernennt und welche bei Meinungsverſchiedenheit einen Obmann wählen. 
Das Schiedsgericht urtheilt nach den am Sitze der Geſellſchaft geltenden Geſetzen. 
Gegen den ſchiedsrichterlihen Ausſpruch iſt kein ordentliches Rechtsmittel zuläffig. 
Verzögert einer der ſtreitenden Theile auf die ihm durch einen Notar oder ge⸗ 
richtlich inſinuirte Aufforderung des Gegners die Ernennung eines Schiedsmanns 
länger als vierzehn Tage und können ſich die Schiedsrichter über die Wahl des 
Obmanns nicht einigen, ſo erfolgt die reſp. Ernennung durch den Präſidenten 
des Königlichen Handelsgerichtes zu Crefeld. 


9. 12. 
Oeffentliche Bekanntmachung. 


Die nach dieſem Statute erforderlichen öffentlichen Bekanntmachungen ſind 
in folgenden öffentlichen Blättern: N 


1) dem Preußiſchen Staatsanzeiger, 

2) der G Zeitung, 

3) der Crefelder Zeitung, 

4) dem Kempener Kreisblatte, 

5) der Jndépendance Belge, 9 
N aD: 
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alzudrucken. Geht eines dieſer Blätter ein, ſo erwählt die Direktion ſofort ein 
anderes öffentliches Blatt und macht die getroffene Wahl durch die übrig gebliebenen 


Blätter bekannt. 
§. 13. 
Abänderung des Statuts. 
Abänderungen des gegenwärtigen Statuts ſind nur in Folge eines nach 


I Maaßgabe des Statuts gefaßten Beſchluſſes der Generalverſammlung unter landes⸗ 
herrlicher Genehmigung zuläſſig. 


B. 
Beſondere Beſtimmungen. 


ik 
Von den Aktien, Zinſen und Dividenden. 


$. 14. 
Aktien und deren Ausfertigung. 


Die Aktien der Geſellſchaft werden auf jeden Inhaber lautend unter fort⸗ 

laufender Nummer ſtempelfrei, und zwar die Stammaktien nach dem anliegenden 

Schema A. mit der erſten fünfjährigen Serie von Dividendenſcheinen nach 
dam Schema B. und einem Talon nach dem Schema C., und die Prioritäts⸗ | 
Stammaktien nach dem Schema D. mit der erſten fünfjährigen Serie von f 
„Dividendenſcheinen nach dem Schema E. und einem Talon nach dem Schema F. 15 
angefertigt. 

= Die Ausreichung einer neuen Serie von Dividendenfcheinen nebſt Talons 

erfolgt gegen Einreichung des betreffenden Talons von fünf zu fünf Jahren. 


$. 15. 
Quittungsbogen. 


Bis zur Berichtigung des vollen Nominalbetrages werden über die erfolgte 
Einzahlung der einzelnen Raten Quittungsbogen unter fortlaufender Nummer 
9 für die Stammaktien nach dem Schema G. und für die Prioritäts⸗Stammaktien 
nach dem Schema II. ertheilt, die auf den Namen des Aktienzeichners aus⸗ 
1 Ast und nach bewirkter Vollzahlung des Nominalbetrages der gezeichneten 
Alken gegen dieſe ſelbſt ausgetauſcht werden. i 


§. 16. 
3 Einzahlung der Aktienbeträge. g 
Die Einzahlungen auf die Aktien ſind nach erfolgter Allerhöchſter Be⸗ 
Jahrgang 1868. (Nr. 7226.) 128 ſtä⸗ 
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ſtätigung dieſes Statuts und nach Eintragung deſſelben in das Handelsregiſter 


nach Maaßgabe der Bedürfniſſe der Geſellſchaftskaſſe von der Direktion in Raten 
von höchſtens zwanzig Prozent auszuſchreiben und innerhalb einer Friſt von 


circa vier Wochen, vom Tage der Bekanntmachung an gerechnet, nach Wahl der 
Aktionaire in Crefeld oder den in der Bekanntmachung bezeichneten ſonſtigen 
Städten zu leiſten. Die Direktion iſt befugt, auch ſchon vor dem Eintritte der 
Fälligkeit aller ausgeſchriebenen Raten Vollzahlungen der Aktien anzunehmen und, 
wenn ſie geſchehen ſind, die betreffenden Aktiendokumente auszugeben. 


$. 17. 
Folgen der Nichtzahlung vorgeſchriebener Raten. 


Wird auf eine Aktie die vorgeſchriebene Rate zur feſtgeſetzten Zeit nicht 
eingezahlt, ſo wird der erſte Zeichner durch einen zur Poſt gegebenen rekomman⸗ 
dirten Brief auf feine Koſten (unfrankirt) zur Zahlung aufgefordert. Erfolgt binnen 
vier Wochen nach Aufgabe dieſes Briefes auf die Poſt keine Zahlung, ſo wird 
eine nochmalige Aufforderung mittelſt einer nochmaligen Bekanntmachung erlaſſen, 
in welcher nur die Nummern der Quittungsbogen, nicht aber auch die Namen 
der erſten Zeichner aufgeführt zu werden brauchen. Bleibt auch dieſe Auffor⸗ 
derung, welche wenigſtens vier Wochen vor dem darin für die Einzahlung 
geſetzten Schlußtermine publizirt ſein muß, erfolglos, ſo iſt die Direktion 


berechtigt, den ſäumigen Zeichner im Wege Rechtens zur Zahlung der betreffenden 


Rate nebſt Verzugszinſen in Anſpruch zu nehmen oder auch denſelben ſeiner An⸗ 
rechte aus der Zeichnung und den geleiſteten Theilzahlungen zu Gunſten der 
Geſellſchaft für verluſtig zu erklären. Der desfallſige Beſchluß, in welchem die 
darnach werthloſen Beſcheinigungen über Annahme der Zeichnung oder die Num, 
mern der Quittungsbogen über geleiſtete Ratenzahlungen zu bezeichnen ſind, wird 
öffentlich bekannt gemacht. An Stelle und unter der Nummer der für erloſchen 
erklärten Zeichnungen werden zur Ergänzung des Grundkapitals neue Zeichnungen 
vorgenommen. 


$. 18. 
Interimsſcheine. 


i Kann ein Aktionair bei Einzahlungen den e nicht ſofort vor⸗ 
legen, fo empfängt er über geleiſtete Zahlungen Interimsbeſcheinigungen, welche 
auf den Namen des Zahlenden ausgeſtellt und gegen deren Rückgabe die Zah: 
lungen auf dem ſpäter vorgelegten Quittungsbogen vermerkt werden. 


$. 19. 


Die Ratenzahlungen werden von dem Tage der erfolgten Einzahlung an 
mit fünf vom Hundert jährlich verzinſet und dieſe Zinſen bei den folgenden Ein⸗ 
zahlungen in Anrechnung gebracht. Die alsdann voll eingezahlten Aktien werden 
mit fünf Prozent jährlich bis zum Schluſſe desjenigen Kalenderjahres verzinſet, 
in welchem die ganze Bahnſtrecke in Betrieb geſetzt worden iſt. Wegen der un 
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lung der Zinſen macht die Direktion die erforderlichen verbindlichen Beſtimmun⸗ 
gen öffentlich bekannt. . | 


$. 20. 
Dividenden und deren Feſtſtellung. 


„ Mit Ablauf des Jahres, mit welchem die Bahn vollſtändig fertig und in 
ihrer ganzen Ausdehnung in Betrieb geſetzt ſein wird, hört die Verzinſung der 
Aktien aus dem Baukapitale auf und wird ſtatt derſelben der vom 1. Januar 
des auf die Betriebseröffnung folgenden Jahres aus dem Unternehmen auf⸗ 
kommende Reinertrag nach Maaßgabe der folgenden Beſtimmungen vertheilt: 


1) Aus dem Ertrage des Unternehmens werden zunächſt die Verwaltungs- 
Unterhaltungs⸗, Betriebs⸗ und ſonſtigen Ausgaben, ſowie alle auf dem 
Unternehmen haftende Laſten beſtritten. 


2) Sodann werden die in den $$. 8. und 9. gedachten jährlichen Beiträge 
zum Reſerve⸗ und Erneuerungsfonds vorweg genommen. 


3) Darnach erhalten die Inhaber der Prioritäts⸗Stammaktien ſechs Prozent 
des Nominalbetrages ihrer Aktien. 

Die Ausgaben der Zinſen (Dividende) für die Stamm⸗Prio⸗ 
ritätsaktien ſoll am 1. Februar und 1. Auguſt jeden Jahres ſtattfinden 
und die Zahlung der erſten Quote auf dem betreffenden Dividenden⸗ 
ſcheine Schema E. vermerkt werden. 


4) Der dann verbleibende Reinertrag wird alljährlich nach Beſchluß der 
Generalverſammlung unter die Stammaktionaire als Dividende vertheilt. 


5) Sollte in dem einen oder anderen Jahre der Reinertrag nicht ausreichen, 
um den Inhabern der Prioritäts Stammaktien die unter 3. gedachte 
Zahlung von ſechs Prozent zu gewähren, ſo wird das Fehlende aus dem 
Reinertrage des folgenden oder der folgenden Jahre nachbezahlt und 
erhalten die Hahn der Stammaktien nicht eher eine Dividende, als 
bis dieſe Nachzahlung vollſtändig geleiftet iſt. Im Falle der Auflöſung 
der Geſellſchaft, reſp. der Liquidation des Geſellſchaftspermögens, haben 
die Inhaber der Prioritäts⸗Stammaktien ein Prioritätsrecht an dem 
vertheilungsfähigen Erlöſe für das Unternehmen, fo daß fie aus dem⸗ 
felben zunächſt und vor den Inhabern der Stammaktien befriedigt ſein 
müſſen. b g 


$. 21. 
Verjährung der Zinſen und Dividenden. Amortiſation verlorener Dividendenſcheine. 


Zinſen und Dividenden, welche binnen vier Jahren nach dem Fälligkeits⸗ 
termine nicht erhoben werden, verfallen zu Gunſten der Geſellſchaft. Iſt ein 
Dividendenſchein verloren gegangen, und der Verluſt der Direktion innerhalb 
obiger Friſt angezeigt, ſo wird der Betrag des Dividendenſcheins noch innerhalb 
einer ferneren, vom Ablaufe der vier Jahre zu berechnenden präkluſiviſchen Friſt 
(Nr. 7226.) 128* von 
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von Einem Jahre nachbezahlt, inſofern nicht etwa der Dividendenſchein inmittelſt 


von einem Dritten eingereicht und realiſirt iſt. | 
Die Geſellſchaft wird durch Annahme der Anzeige von dem Verluſte eines 


Dividendenſcheins nicht verpflichtet, die Legitimation eines etwaigen Präſentanten 


deſſelben zu prüfen, oder die Realiſation zu vertagen. Dem Verlierer und dem 
Inhaber des Scheins bleibt vielmehr die Ausführung ihrer Anſprüche auf den 
Betrag deſſelben gegen einander lediglich überlaſſen. Eine Amortiſation verlorener 
Dividendenſcheine findet nicht ſtatt. 


$. 22. 
Amortiſation verlorener Talons. 
Verlorene Talons können nicht amortiſirt werden. 


Die Aushändigung der neuen Serie von Dividendenſcheinen erfolgt, wenn 
der dazu beſtimmte Talon nicht erreicht werden kann, an den Präſentanten der 
betreffenden Aktien. Iſt aber vorher der Verluſt des Talons der Direktion an⸗ 
gezeigt und der Aushändigung der neuen Serie der Dividendenſcheine wider⸗ 
ſprochen worden, ſo werden dieſelben bis zur gütlichen oder richterlichen Aus⸗ 
gleichung der ſtreitigen Anſprüche zurückgehalten. 


$. 23. 


Amortiſation der Aktien. 


Soll die Amortiſation verlorener oder vernichteter Aktien erfolgen, ſo er⸗ 1 
läßt die Direktion auf Antrag der Betheiligten dreimal in Zwiſchenraum von 


wenigſtens vier, höchſtens ſechs Monaten eine öffentliche Aufforderung, die Do⸗ 
kumente einzuliefern oder etwaige Rechte an dieſelben geltend zu machen. 

Sind vier Monate nach der letzten Aufforderung vergangen und hat außer⸗ 
dem ſeit der erſten Aufforderung ein Termin zur Empfangnahme einer neuen 
Serie von Dividendenſcheinen ſtattgefunden, ohne daß hierbei innerhalb minde⸗ 
ſtens ſechs Monaten nach deſſen Ablauf die betreffenden Obligationen oder die 


zu denſelben gehörenden Talons zum Vorſchein gekommen find, reſp. wenn letztere 4 


präſentirt werden, ohne daß bei der nächſtfolgenden Ausgabe von Talons die 
Aktien vorgelegt werden, ſo ſpricht das Landgericht zu Düſſeldorf auf Grund 


jenes Aufgebotes die Mortifikation aus. Nachdem die Direktion dieſelbe zur 


öffentlichen Kenntniß gebracht, erfolgt die Ausfertigung und Ausreichung einer 
neuen Aktie unter neuer Nummer. Sämmtliche Koſten des Verfahrens trägt 
der Antragſteller. 


F. 24. 
Beſchädigung. 


Sind Aktien, Talons oder Dividendenſcheine zwar nicht verloren, aber be 
ſchädigt, jedoch in ihrem weſentlichen Theile noch dergeſtalt erhalten, daß über 
ihre Richtigkeit kein Zweifel obwaltet, ſo iſt die Direktion ermächtigt, gegen Ein⸗ 


2 
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lieferung der beſchädigten Papiere neue gleichartige Papiere auf Koſten des In⸗ 


habers unter gleichen Nummern auszufertigen und auszureichen. 


3 
I. 


Aufſtellung der Bilanzen.“ 


$. 25. 


Das Geſchäfts- oder Betriebsjahr der Geſellſchaft iſt das Kalenderjahr. 
Die Bauzeit wird bis zum Ende desjenigen Geſchäftsjahres gerechnet, in welchem 
der Betrieb auf der Bahn vollſtändig eröffnet iſt. Nach Ablauf der Bauzeit iſt 
am Schluſſe eines jeden vollen Betriebsjahres das Reſultat des Betriebes durch 
eine Bilanz feſtzuſtellen. Auch vor Beendung des ganzen Baues können einzelne 
Strecken auf Beschluß der Direktion und unter Zuſtimmung der Königlichen 
Staatsregierung dem Verkehr übergeben werden. Die Rechnungen über den 
Betrieb werden ſeparat geführt. In der Betriebsbilanz werden alle Einnahmen 
des betreffenden Jahres nach ihrem Baarbetrage, etwaige Ausſtände nach ihrem 
Nominalbetrage, inſofern ſie aber unſicher ſein ſollten, nach gewiſſenhafter 
Schätzung von Seiten der Direktion, und noch vorhandene Baumaterialien und 
Vorräthe nach dem Koſtenpreiſe und, bei eingetretener Werthverminderung, unter 
Berückſichtigung derſelben als Aktiva angeſetzt. Dagegen kommen als Paſſiva 
in Anſatz alle Ausgaben, die im Laufe des Jahres entſtanden und nicht aus dem 
Reſerve⸗ oder Erneuerungsfonds ($$. 8. und 9.) zu beſtreiten geweſen find, mit 
Einſchluß der etwa am Jahresſchluſſe verbliebenen Rückſtände. Die Bilanzen 
werden innerhalb der erſten drei Monate nach Ablauf des betreffenden Jahres 
durch die Geſellſchaftsblätter mitgetheilt. ö 


III. 
Von den Repraͤſentanten und Beamten. 
F. 26. 


Direktion. 


Die Direktion zählt neun Mitglieder, wovon die Majorität aus Preußen 
beftehen muß. Dieſelbe wird von der Generalverſammlung der Aktionaire gewählt. 


9 


Die Mitglieder der Direktion, welche weiter als zehn Meilen von der 
Bahn entfernt wohnen, haben das Recht, ſich durch einen ie d wel⸗ 
cher Beſitzer von fünf Aktien iſt, vertreten zu laſſen. Derſelbe darf jedoch nicht 
ſelbſt Direktor ſein. 


$. 28. 


5 Die Direktion erwählt aus ihrer Mitte einen Präſidenten und einen Vize⸗ 
präſidenten. f 
(Ir. 7226.) Sind 
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Sind beide verhindert, das Präſidium zu führen, ſo vertritt das nach dem 
Lebensalter älteſte Mitglied ihre Stelle. 


$. 29. 


Wer eine Anftellung bei der Geſellſchaft hat, kann nicht Mitglied der 
Direktion und deren Bevollmächtigter ſein. 


$. 30. 


Die Mitglieder der Direktion und deren Bevollmächtigte können nur aus 
der Zahl der ſtimmfähigen Aktionaire, die im Beſitze von wenigſtens fünf Aktien 
ſind, erwählt werden. 

Während der Dauer ſeiner Amtsführung hat jedes Mitglied der Direktion 
dieſe Zahl von Aktien in der Kaſſe der Geſellſchaft zu hinterlegen. 


$. 31. 


Die Mitglieder der Direktion werden auf drei Jahre gewählt. Nach Ab⸗ 
lauf der im $. 56. feſtgeſetzten Funktionsperiode der erſten Direktion treten im 
erſten Jahre drei, im zweiten drei und im dritten Jahre die übrigen drei Mit- 
glieder aus und ſo weiter. Die Austretenden werden durch das Loos in den 
erſten Jahren und ſodann durch die Anciennetät beſtimmt. Bei gleicher Ancienne⸗ 
tät entjcheidet ebenfalls das Loos. Die Ausſcheidenden find wieder wählbar. 


F. 32. 


Sollte ein Aktionair, der zum Mitgliede erwählt wird, die Annahme ab⸗ 
lehnen, oder follte ein Mitglied ſterben oder dauernd verhindert fein, den Sitzungen 
der Direktion beizuwohnen, ſo hat die Direktion das Recht, einen Aktionair an 


feine Stelle zu wählen. Der fo gewählte Direktor foll bis zur nächſten General- 


verſammlung im Amte bleiben. 
$. 33. 


Die Direktion erhält nach Vollendung der Linie als Vergütung für ihre 
Dienſte zwei und einhalb Prozent des reinen Jahresgewinnſtes, welche unter die 


Mitglieder vertheilt werden, außerdem die Rückerſtattung der im Jnterile der 


Bahn gehabten Auslagen. Die Mitglieder der Direktion, wie ihre Bevollmäch⸗ 
tigten, ſind zur freien Fahrt auf der Bahn berechtigt. 


K. 34. 


Die Direktion verſammelt ſich jeden Monat wenigſtens ein Mal, und 
außerdem, wenn es das Intereſſe der Geſellſchaft erfordert oder Gegenſtände von 
einiger Dringlichkeit zur Berathung vorliegen. Eine Verſammlung der Direktion 
muß einberufen werden, wenn ſolche von drei Mitgliedern oder von dem Spezial. 
direktor ſchriftlich verlangt wird. Die Einladungen zu den Sitzungen erfolgen 
von Seiten des Präſidenten oder in deſſen Verhinderung vom Dura 
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on N 
Die Direktion faßt ihre Beſchlüſſe nach Mehrheit der Stimmen, bei Gleichheit 


N derſelben iſt die des Präſidenten entſcheidend. 


Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes iſt die Anweſenheit von vier Mitgliedern 


außer dem Präſidenten oder Vizepräſidenten erforderlich. 


Mitglieder oder deren Bevollmächtigte, welche bei dem Gegenſtande der 
Berathung ein Privatintereſſe haben, find nicht ſtimmfähig und müſſen ſich bei 
der Abſtimmung entfernen. 


Soll in den Sitzungen 
1) über Feſtſtellung der Inventur, der Bilanz und der Dividende, 


2) über Anſtellung von Beamten mit längerer als dreimonatlicher Kün⸗ 
digung oder über Entlaſſung derſelben, 


3) über Erwerbung und Veräußerung von Immobilien, 
4) über Verträge, deren Gegenſtand mehr als fünfhundert Thaler beträgt, 


ültig Beſchluß gefaßt werden, ſo muß den Mitgliedern mindeſtens vierzehn 
age 5 Sitzung ſchriftlich angezeigt worden ſein, daß darüber verhandelt 
werden ſoll. 


$. 35. 


Tritt irgend ein Ereigniß ein, welches eine augenblickliche Beſchlußnahme 
oder Entſcheidung erfordert, und iſt es nicht möglich, ohne Störungen für den 
Dienſt zu befürchten, darüber vorher die Meinung der Direktion zu vernehmen, 
fo iſt der Präſident oder Vizepräſident unter Juen des Spezialdirektors 
ermächtigt, auch allein alle nöthigen Anordnungen a treffen. Von den erlaſſenen 
Verfügungen iſt den übrigen Mitgliedern der Direktion alsbald Kenntniß zu geben. 


$. 36. 


Alle von der Direktion gefaßten Beſchlüſſe ſind in ein beſonders dazu 
beſtimmtes Protokollbuch einzutragen und jedes Protokoll muß von ſämmtlichen 
an den Beſchlüſſen theilnehmenden e e und von einem von 
der Direktion hierzu deſignirten Angeſtellten der Geſe Aa kontraſignirt werden. 

Die Verfügungen, ſowie alle Ausfertigungen, welche von der Direktion 
ausgehen, werden von dem Präſidenten oder in deſſen Verhinderung von dem 


f Vizepräſidenten unterzeichnet und von dem von der Direktion hierzu deſignirten 
Angeſtellten kontraſignirt. 


Die Direktion ſoll den weiter als zehn Meilen von Crefeld entfernt woh⸗ 
nenden Mitgliedern der Direktion wenigſtens monatlich einmal eine Kopie aller in 
das Protokollbuch ſeit Monatsfriſt eingetragenen Verhandlungen, beglaubigt durch 
den Präſidenten oder den Spezialdirektor, einſenden. 


$. 37. 


Die Direktion iſt Vorſtand der Geſellſchaft und vertritt als ſolcher bei 
ſämmtlichen Staatsbehörden und Privaten die Geſellſchaft; ſie hat die 9 
(Nr. 7226.) ei⸗ 
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Leitung des ganzen Unternehmens und es unterliegen ihrer Entſcheidung alle 
Angelegenheiten, inſoweit dieſelben nicht der Generalverſammlung überwieſen 


worden ſind. 


F. 38. 
Spezialdirektor. 


Für die Kontrole aller Ausführungsarbeiten, für den Betrieb und die 
Beaufſichtigung des Dienſtes auf der Bahn, ſowie zur Leitung der kaufmänniſchen 
Angelegenheiten wird ein Spezialdirektor ernannt, der in Bezug auf dieſe Geſchäfts⸗ 
führung die Geſellſchaft vertritt. Er hat ſich bei ſeiner Geſchäftsführung nach 
den Anordnungen und Inſtruktionen zu richten, die ihm von der Direktion 
ertheilt werden, und vertritt dieſelbe innerhalb ſeines amtlichen Wirkungskreiſes. 
Er führt die auf ſeinen Dienſt Bezug habende amtliche Korreſpondenz und be⸗ 
aufſichtigt alle übrigen Angeſtellten der Geſellſchaft, die unter ihm ſtehen. Er 
iſt verpflichtet, jeden Monat der Direktion einen ausführlichen Bericht über den 
Gang des Geſchäfts und eine Ueberſicht über Einnahme und Ausgabe vorzu⸗ 
legen und alle Maaßregeln und Verbeſſerungen vorzuſchlagen, die er zum 
Gedeihen des Unternehmens nützlich oder nothwendig erachtet. Er iſt befugt, 
laufende Ausgaben bis zum Betrage von zweihundert funfzig Thalern ohne jedes⸗ 
malige beſondere Ermächtigung der Direktion anzuweiſen; jene, die zweihundert 
funfzig Thaler überſchreiten, bedürfen der Anweiſung der Direktion. Für die 
pünktliche Erfüllung ſeiner Obliegenheiten bleibt er verantwortlich. Am Ende 
eines jeden Jahres hat er der Direktion einen umfaſſenden Bericht über alles, 
was auf ſeinen Dienſt Bezug hat, abzulegen. Er erhält eine beſtimmte fixe 
Beſoldung und eine Tantieme vom Reingewinn. Er hat nach dem Ermeſſen 
der Direktion eine Kaution in Aktien der Geſellſchaft zu hinterlegen. Er wird 
8 den Sitzungen der Direktion beigezogen und hat dabei eine berathende 

timme. 


$. 39. 
Techniſcher Beamter. 


Zur Leitung der techniſchen Angelegenheiten der Geſellſchaft wird ein tech⸗ 
niſcher Beamter ernannt, welcher alle, die Unterhaltung der Bahn und der Ge⸗ 
bäulichkeiten betreffenden Arbeiten zu beauffichtigen, für gute und zweckmäßige 
Unterhaltung, Aufbewahrung und Ergänzung der Maſchinen, Materialien, Trans⸗ 
portmittel und ſonſtigen Utenſilien, für die Handhabung des Perſonen⸗ und 
Gütertransports zu ſorgen und die mit dieſen Gegenſtänden beſchäftigten Perſonen 
zu überwachen hat. Derſelbe erhält ſeine Inſtruktion durch den Spezialdirektor 
und kann zu den Sitzungen der Direktion mit einer berathenden Stimme zu⸗ 

ezogen werden. Er hat den Spezialdirektor in Fällen der Abweſenheit im lau⸗ 
fenden Dienſte zu vertreten. Dieſe Vertretung kann auch durch ein von der 
Direktion dafür zu bezeichnendes Mitglied ſtattfinden. 


IV. 
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IV. 
F. 40. 


Von den Generalverſammlungen. 


Im Monat Mai eines jeden Jahres ſoll die ordentliche Generalverſamm⸗ 
lung der Aktionaire ſtattfinden, welche durch die Direktion zuſammenberufen wird. 
Die Ankündigung derſelben, welche die zur Berathung kommenden Gegenſtände 
im Allgemeinen namhaft zu machen hat, fol vier Wochen vorher in den $. 12. 
angeführten Zeitungen erfolgen. Die Verſammlungen werden in Crefeld gehalten. 
Bei wichtigen Veranlaſſungen können auch außergewöhnliche Generalverſammlun⸗ 
gen von der Direktion zuſammenberufen werden. 


g. al. 


Diejenigen Aktionaire, welche ſich an der Generalverſammlung betheiligen 
wollen, haben ihre Aktien, reſp. Interimsſcheine, auf denen die geſchehene Ein⸗ 
zahlung aller bis dahin ausgeſchriebenen Raten ($. 16.) quittirt ſein muß, nebſt 
einem doppelten Verzeichniß und außerdem, wenn ſie nicht perſönlich erſcheinen, 
die Vollmachten oder ſonſtigen Legitimations⸗Arkunden ihrer Vertreter ſpäteſtens 
vierzehn Tage vor der Eröffnung der Verſammlung bei der Geſellſchaftskaſſe zu 
deponiren oder die anderweitige Depofition der Aktien oder Interimsſcheine auf 
eine der Direktion genügende Weiſe zu beſcheinigen. Das Duplikat des Verzeich⸗ 
niſſes wird, mit dem Stempel der Geſellſchaft und einem Vermerk über die 
Stimmenzahl des betreffenden Aktionairs verſehen, zurückgegeben und dient als 
Legitimation zum Eintritt in die Verſammlung. Ueber die Anerkennung der 
Vollmachten, inſofern dieſelben nicht durch einen öffentlichen Beamten beglaubigt 
find, ſowie über etwaige Reklamationen in Betreff des Stimmrechts entſcheidet 
bei entſtehendem Zweifel die Generalverſammlung. 


$. 42. 


1 Die Aktionaire können ſich durch andere ſtimmberechtigte Aktionaire ver⸗ 
treten laſſen, antheilberechtigte Handlungshäuſer durch ihre Prokuraträger, Ge⸗ 
meinden und öffentliche Inſtitute durch ihre Vertreter, Bevormundete durch ihre 
Vormünder, Ehefrauen durch ihre Ehemänner, wenn dieſe Vertreter auch nicht 
Aktionaire ſind. 


$. 43. 


5 Das Stimmrecht der Stammaktionaire und der Prioritäts⸗Stammaktionaire 
iſt gleich. Bei allen Abſtimmungen geben je fünf Aktien Eine Stimme, jedoch 
poll kein Beſitzer von Aktien mehr als dreißig Stimmen für feine Perſon ab⸗ 
geben dürfen. Nur als Vertreter anderer Aktionaire kann ein Aktienbeſitzer ein 
größeres Stimmrecht ausüben, jedoch niemals mehr als Einhundert Stimmen 
im Ganzen auf ſich vereinigen. Die Beſitzer von weniger als fünf Aktien find 
zur Theilnahme an der Generalverſammlung, jedoch ohne Stimmrecht, berechtigt. 
Jahrgang 1868. (Nr. 7226.) 129 $. 44. 
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$. 44. 


Diejenigen Aktionaire, welche bei der Generalverſammlung nicht erſcheinen, 1 
werden als mit den gefaßten Beſchlüſſen einverſtanden angeſehen und ſind durch 99 


dieſelben gebunden. 
$. 45. 


Der Präſident der Direktion oder deſſen Stellvertreter hat den Vorſitz in 
der Generalverſammlung und leitet deren Berathungen ein. Die Protokollführer 
und Skrutatoren werden von der Generalverſammlung erwählt. 


$. 46. 


Bei der Eröffnung der Sitzung macht der Präſident die Verſammlung 
mit den Gegenſtänden, welche ihre Zuſammenberufung veranlaßt haben, näher 
bekannt, und erſtattet in der jährlich abzuhaltenden ordentlichen Generalverſamm⸗ 
lung den allgemeinen Jahresbericht über den Gang und den Erfolg des Unter⸗ 
nehmens. Er bringt hierauf die Anträge der Direktion zur Diskuffion und Ab⸗ 
ſtimmung. Jeder Aktionair hat das Recht, in der Generalverſammlung Anträge 
zu ſtellen, jedoch müſſen dieſelben dem Vorſitzenden mindeſtens drei Wochen vorher 
ſchriftlich mitgetheilt worden fein und von einem Zehntel der in der General⸗ 
verſammlung anweſenden Aktionaire unterſtützt werden. Diejenigen Anträge, die 
nicht von der Direktion ausgehen, gelangen jodann zur Erledigung. Der Jahres⸗ 


bericht muß wenigſtens drei Tage vor der Generalverſammlung im Geſchäfts⸗ = 


lokal der Direktion offen gelegt und den ſich legitimirenden Aktionairen auf Ver⸗ 
langen gedruckt eingehändigt werden. f 


$. 47. 


| Der Generalverſammlung ſteht die Beſchlußnahme über die von der 
Direktion zu legende Jahresrechnung zu; die Entlaftung wird ertheilt oder ver⸗ 
weigert auf den Bericht des von der vorherigen Generalverſammlung aus ihrer 
Mitte gewählten Ausſchuſſes von drei Mitgliedern der Geſellſchaft, welchen drei 
Wochen vor der Generalverſammlung unter Vorlage ſämmtlicher Beläge und 
Inventarien die Jahresrechnung zur Reviſion übergeben iſt. Die nämliche 
Rechnung wird unter Anſchluß ſämmtlicher Beläge und Inventarien drei Tage 
vor der Generalverſammlung im Geſchäftslokale für die legitimirten Aktionaike 
zur Einſicht aufgelegt. Die Mitglieder des Reviſionsausſchuſſes verſehen iht 
Amt unentgeltlich, und haben nur bei Entfernung aus ihren Wohnſitzen Anſpruch 
auf Diäten und Erſatz ihrer ſonſtigen Auslagen. ve 


$. 48. 
Die Generalverſammlung hat die Beſtimmung: 
a) über die Abänderung der Statuten, 


bp) über die Ausdehnung des Unternehmens durch Zweigbahnen oder auf 
andere Weiſe, ; 
e) über 


3 

e) über Verbeſſerungen des Unternehmens, welche einen Koſtenaufwand von 
mehr als zwanzig Tauſend Thalern erfordern, 

d) über die Art und Weiſe der Anſchaffung der für außerordentliche Aus⸗ 
gaben erforderlichen Geldmittel, ſei es durch Aufnahme von Anleihen 
oder Vermehrung des Aktienkapitals. 

Die Beſchaffung eines vorübergehenden Vorſchuſſes im Intereſſe 
der Bahnverwaltung foll nicht als eine Anleihe angeſehen, und ſoll von 
der Direktion bewerkſtelligt werden können, 

e) über die zu vertheilende Jahresdividende, : 

f) über die Legitimation der Aktionaire zur Abſtimmung in ſtreitigen Fällen 

Beſchluß zu faſſen. 


$. 49. 


Die Beſchlüſſe der Generalverſammlung werden durch abſolute Stimmen, 
mehrheit gefaßt. Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes über die in dem vorſtehenden 
Paragraphen unter a. und b. bezeichneten Gegenſtände iſt jedoch die Vertretung 
von drei Viertheilen des Aktienkapitals erforderlich. Iſt dieſe nicht erreicht, ſo 
ſteht es der Direktion frei, eine zweite Generalverſammlung unter ausdrücklicher 
Angabe der zu berathenden Gegenſtände einzuberufen, in welcher die anweſenden 
Akktionaire mit einfacher Stimmenmehrheit zu berathen befugt ſind. 


$. 50. 


Die Protokolle der Generalverſammlungen werden von dem Präſidenten der 
Direktion oder deſſen Stellpertreter, dem Sekretair und den Skrutatoren der 
Geſellſchaft unterzeichnet und in den Archiven aufbewahrt. Die Beſchlüſſe der 
Generalverſammlung hat die Direktion in Ausführung zu bringen. 


$. 51. 


Die Generalverſammlung kann den Druck und die Veröffentlichung ihrer 
Sitzungsprotokolle beſchließen. 
§. 52. 


a Die von der Generalverfammlung vorzunehmenden Wahlen geſchehen durch 

geheime Abſtimmung und nach abfoluter Stimmenmehrheit / ergiebt ſich Gleich⸗ 
heit der Stimmen, jo entſcheidet das Loos. Wird bei einer zweiten Abſtimmung 
keine abſolute Majorität erlangt, ſo entſcheidet bei einer dritten relative Stimmen⸗ 
mehrheit. 


Ne 
Von der Auflöfung der Geſellſchaft. 
$. 53. 
Die Auflöſung der Geſellſchaft, der Verkauf der Bahn, oder die Ver⸗ 
ie Auflöſung ſellſchaft, 1099 hn, ſchwel 
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ſchmelzung des Unternehmens mit einem anderen Unternehmen können nur unter u 
ſtaatlicher Genehmigung und nur in einer außerordentlichen Generalverfammlung, 
die von der Direktion eigens dazu berufen werden muß und in welcher jede einn 
zelne Aktie Eine Stimme hat, beſchloſſen werden, und zwar nur, wenn wenig. 
ſtens drei Viertheile des Aktienkapitals vertreten find und für die Auflöſung 
ſtimmen. Sollte aber bei der zu dieſem Behufe einberufenen Generalverſamm. 
lung ein gültiger Beſchluß nicht zu Stande kommen, fo ſoll eine zweite Ver⸗ 
ſammlung unter dem Präjudiz berufen werden, daß die in derſelben durch abfolute 
Stimmenmehrheit gefaßten Beſchlüſſe für alle Aktionaire bindend ſind. 

F. 54. 

Wird die Auflöſung der Geſellſchaft ausgeſprochen, ſo hat die nämliche 
Generalverſammlung auch die Art und Weiſe der Liquidation des Geſellſchafts⸗ 
vermögens zu beſtimmen und feſtzuſetzen. 

$. 55. 


Die ſolchermaßen beſchloſſene Auflöſung der Geſellſchaft muß in den §. 12. 
ee Zeitungen dreimal von Monat zu Monat befannt gemacht werden 
und kann die Liquidation erſt nach Verlauf diefer drei Monate erfolgen. 


©. 
Tranſitoriſche Beſtimmungen. 


F. 56. 
Die dermalige Direktion beſteht aus den Herren: # 
1) Max Förſter, Königlicher Geheimer Regierungsrat und Landrath, a 
in Kempen, E 
2) Heinrich Hermes, Johanns Sohn, Kaufmann und Vorfigender 
der Handelskammer, in Crefeld, 7 


b a 3) Mathias Johannes Lüps, Kaufmann und Vorſitzender des Gewerbe: # 
gerichts von Gladbach, in Vierſen, 7 


4) Ludwig Heinrich Ondereyck, Oberbürgermeiſter, in Crefeld, 

5) Jacob Seulen, Bürgermeiſter, in St. Tönis und 
6) Richard Freudenberg, Kaufmann, in Süchteln, 1 
und haben dieſe ſich durch eigene Wahl zur ſtatutmäßigen Zahl von neun Mit 
gliedern der Direktion zu ergänzen. 4 
Dieſe Direktion übt während der Bauzeit und noch zwei Jahre nach der 
Vollendung des Baues alle in dieſem Statute der Direktion beigelegten Sai MR 
6 io⸗ 


| ige | 
| 5 tionen aus. Tritt während dieſer Zeit eine Vakanz in der Direktion ein, ſo 
wird die Vakanz durch die Direktion für die weitere Dauer der Funktionszeit des 


ausgeſchiedenen Mitgliedes durch eine von ihr zu vollziehende Wahl demnächſt 
beſetzt. Nach Ablauf dieſer zwei Jahre tritt der $. 31. in Kraft. 


$. 57. 


Der dermaligen Direktion wird mit dem Rechte der Subſtituirung die Be⸗ 
fugniß ertheilt, in die von der Staatsregierung etwa verlangte Abänderung des 
Statuts Namens der Unterzeichner deſſelben zu willigen. Die Direktion wird hier⸗ 
mit zugleich bevollmächtigt, den Ausbau der Bahn und die Beſchaffung des Betriebs⸗ 
materials — unter Ausſchluß der General-Entrepriſe — zu bewerkſtelligen und 
demgemäß, vorbehaltlich der Genehmigung einer hierzu nach der Ertheilung der 
Konzeſſion zu berufenden außerordentlichen Generalverſammlung, die erforderlichen 
Einrichtungen zu treffen und die Verträge abzuſchließen, welche die vollſtändige 
Herſtellung der Bahn nebſt Betriebsmitteln und Zubehör aus den Mitteln des 
Geſellſchaftskapitals ſichern. 


§. 58. 


| Die dermalige Direktion ift berechtigt, unter Genehmigung des Königlichen 
Handelsminiſteriums über eine etwa erforderlich werdende Vervollſtändigung der 
Anſchlußlinien an die Stationen Crefeld, Vierſen, Kempen und Grefrath, deren 
Ausrüſtungen mit Gebäulichkeiten und Zubehör und über die Beſchaffung der zu 
Vorſtehendem erforderlichen Geldmittel, ſowie über die Einrichtung des Trans⸗ 
pPortgeſchäftes auf der Bahn zu beſchließen. 


$. 59. 


Der Staat iſt berechtigt, zur ſpeziellen Beaufſichtigung der Bauausführung 
einen beſonderen techniſchen Kommiſſar zu ernennen, welchem, unbeſchadet des all⸗ 
gemeinen Aufſichtsrechts des Staats, die Befugniß zuſteht, ſich zu jeder Zeit in 
jeder ihm geeignet ſcheinenden Weiſe von der vorſchriftsmäßigen und ſoliden Aus⸗ 
führung des Baues nach den genehmigten Plänen und Konſtruktionen und von 
der Beſchaffenheit der zu verwendenden Materialien durch Einſichtsnahme und 
Proben Ueberzeugung zu verſchaffen. Seinen Anordnungen iſt die u See 
reſpektive der Bauunternehmer, unter Vorbehalt des Rekurſes an den Handels⸗ 
miniſter binnen zehntägiger präkluſiviſcher Friſt unbedingt Folge zu leiſten verbun⸗ 
den. Es ſteht ihm das Recht zu, in dringenden Fällen ſelbſtſtändig, ſonſt aber 
mit Genehmigung des Handelsminiſters, die Ausführung eines Bauwerkes und die 
Benutzung von Betriebsmitteln zu unterſagen. Die dem Staate durch die ſpe⸗ 
zielle Aufsicht erwachſenden Koſten hat die Geſellſchaft nach Beſtimmung des 
Handelsminiſters vorſchußweiſe zu berichtigen oder zuzerſtatten. g 
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Schema A. a 


Stammaktie 


der 
Crefeld⸗Kreis Kempener Induſtrie⸗Eiſenbahngeſellſchaft 
n 


über 
Einhundert Thaler Preußiſch Kurant 
(dreihundert fünfundſiebenzig Franks). 


Der Inhaber dieſer Aktie iſt nach Verhältniß derſelben an dem geſamm⸗ 
ten Eigenthume der Crefeld⸗Kreis Kempener Induſtrie⸗Eiſenbahngeſellſchaft be⸗ 


theiligt. 
Crefeld; den n . 18 
N Crefeld⸗Kreis Kempener Induſtrie⸗Eiſenbahngeſellſ chaft. 
5 Direktion. 1 
> (L. S.) Unterſchriften.) Eingetragen Fol.. des Aktienbuchs. 
5 i (Unterſchrift des Beamten.) i 
8 Schema n. a 
Dibidendenſchein 
zur 
Stammaktie A..... 
ö der N a 
Erefeld⸗Kreis Kempener Induſtrie⸗Eiſenbahngeſellſchaft 
über 9 


Einhundert Thaler Preußiſch Kurant 

(dreihundert fünfundſiebenzig Franks). f = 

Der Inhaber dieſes Scheines empfängt gegen Einlieferung deffe- 

ben die auf obige Aktie fallende Dividende für das Jahr 18. deren 
Betrag von der Direktion bekannt gemacht wird. 


Eingetragen in das Kupon⸗Regiſter 
(unterſchrift des Beamten.) 


Crefeld, den ten. 1885 3 
Die Direktion der Erefeld-Kreis Kempener Induſtrie⸗ 
Eiſenbahngeſellſchaft. 


45 S.) (Unterſchriften in Fakſimile.) 
Schema O. 


Schema ©. 


J a lo n 
5 zur 
Stammaktie . 
der 
Crefeld⸗Kreis Kempener Induſtrie⸗Eiſenbahngeſellſchaft 
über 


Einhundert Thaler Preußiſch Kurant 
(dreihundert fünfundſiebenzig Franks). 

Der Inhaber dieſes Talons empfängt im Jahre 18.. gegen 
Einlieferung deſſelben die zur obigen Aktie auszufertigenden Dividenden⸗ 
ſcheine für den Zeitraum vm „„ inkluſive. 

Ereſeld den 18. 
Die Direktion der Crefeld-Kreis Kempener Induſtrie⸗ 
Eiſenbahngeſellſchaft. 


Eingetragen in das Talon⸗Regiſter 
Kol. 
(Unterſchrift des Beamten.) 


(L. S.) (Unterſchriften in Fakſimile.) 
Schema D. 
Prioritäts-Stammaktie 
der 


e 
Einhundert Thaler Preußiſeh Kurant 
i (dreihundert fünfundſiebenzig Franks). 
Der Inhaber dieſer Aktie iſt nach Verhältniß des Betrages derſelben an 
dem geſammten Eigenthume, dem Gewinne und Verluste der Crefeld⸗Kreis 
Kempener Induſtrie⸗Eiſenbahngeſellſchaft mit allen den Vorrechten n a die 


insbeſondere aber mit dem prioritätiſchen Anſpruche auf Gewährung einer Divi⸗ 


Geſellſchaft, ehe irgend eine Dividendenzahlung an die Inhaber der Stammaktien 
ſtattfinden darf. i 
Erefeld, den enn. 18 
Crefeld⸗Kreis Kempener Induſtrie⸗Eiſenbahngeſellſchaft. 
Die Direktion. 
(L. S.) (unterſchriften.) Eingetragen Fol. ..... des Aktienbuchs. 
; (Unterſchrift des Beamten.) 


Cr. 72260 s Schema E. 


nach dem Geſellſchaftsſtatute den Inhabern der Prioritäts Stammaktien zuſtehen, 
dende von ſechs Prozent jährlich aus dem Reinertrage des Unternehmens der 
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Schema E. 
Dividendenſchein 
zur 


Prioritäts-Stammaktie 
der 
Crefeld⸗Kreis Kempener Induſtrie⸗Eiſenbahngeſellſchaft 
N 2. 
über 
Einhundert Thaler Preußiſeh Kurant 
(dreihundert fünfundſiebenzig Franks). 

Der Inhaber dieſes Scheines hat gegen Vorlegung reſp. Ein⸗ 
lieferung deſſelben an dem laut Bilanz ſich ergebenden Reingewinn der 
Geſellſchaft für das Jahr 18.. eventuell an dem Reingewinn der 
Bilanzen der folgenden Jahre (F. 20. des Statuts) einen Prioritäts⸗ 
Anſpruch auf ſechs Thaler Preußiſch Kurant. 

Creed rer 18. 

Die Direktion der Crefeld⸗Kreis Kempener Induſtrie⸗ 
Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. 8.) Ulnterſchriften in Fakſimile.) 


Eingetragen in das Kupon ⸗Regiſter 
18988888 
(Unterſchrift des Beamten.) 


Schema F. 


Dad 


zur 
Prioritäts - Stammaktie 
der 


uber 
Einhundert Thaler Preußiſch Kurant 
(dreihundert fünfundſiebenzig Franks). 
Der Inhaber dieſes Talons empfängt im Jahre 18 .. gegen 
Einlieferung deſſelben die zur obigen Aktie auszufertigenden Dividenden⸗ 


Hol 


Eingetragen in das Talon⸗Regiſter 
(Unterſchrift des Beamten.) 


ſcheine für den Zeitraum von bis inkluſive. 
Crefeld, den ten 18.5 
Die Direktion der Erefeld- Kreis Kempener Induſtrie⸗ 
Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. S.) (Unterſchriften in Fakſimile.) 


Schema G. 


35; d 
Schema &. 
Quittungsbogen 
der 
Crefeld⸗Kreis Kempener Induſtrie-Eiſenbahngeſellſchaft 

i . 
Heir!!! RN TE ... hat ſich durch Zeichnung 


einer Stammaktie von Einhundert Thalern Preußiſch Kurant (dreihundert fünf⸗ 
undſiebenzig Franks) an der Crefeld-Kreis Kempener Induſtrie⸗Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft betheiligt und auf dieſen Betrag die hierunter quittirten Raten eingezahlt. 
Creed den nm 18% | 


Die Direktion der Erefeld- Kreis Kempener Induſtrie⸗ 
Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. S.) Uunnterſchriften.) 


Schema H. 


Quittungsbogen 
der 
Crefeld⸗Kreis Kempener Induſtrie⸗Eiſenbahngeſellſchaft 
| ER 


C1111... an se nen hat ſich durch Zeichnung 
einer Prioritäts⸗Stammaktie von Einhundert Thalern Preußiſch Kurant (drei⸗ 
4 6 8 fünfundſiebenzig Franks) an der Crefeld⸗ Kreis Kempener Induſtrie⸗ 
iſenbahngeſellſchaft betheiligt und auf dieſen Betrag die hierunter quittirten 
Raten eingezahlt. 

Crefeld, den ens 18. 


Die Direktion der Crefeld⸗Kreis Kempener Induſtrie⸗ 
Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. S.) (Unterfehriften.) 
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(Nr. 7227.) Allerhöchſter Erlaß vom 10. Oktober 1868., betreffend die Genehmigung zur 
Herſtellung einer Eiſenbahn von dem Mühlhofener Hüttenwerke nach dm 
Bahnhofe der rechtsrheiniſchen Eiſenbahn zu Engers. 5 


ch will nach Ihrem Antrage vom 1. Oktober d. J. zu der von der Firma 
Friedrich Krupp zu Eſſen beabſichtigten Anlage einer für den Lokomotivbetrieb 
einzurichtenden Eiſenbahn von dem Mühlhofener Hüttenwerke nach dem Bahn⸗ 
hofe der rechtsrheiniſchen Eiſenbahn zu Engers hierdurch Meine Genehmigung 
unter der Bedingung ertheilen, daß anderen Unternehmern ſowohl der Anſchluß 
an die neue Bahn mittelſt Zweigbahnen, als auch die Benutzung der erſteren 
gegen zu vereinbarende, eventuell von Ihnen feſtzuſetzende Fracht- oder een 
ſätze vorbehalten bleibt. Zugleich beſtimme Ich unter Rückgabe des Situationsplans, 
daß die in dem Geſetze über die Eiſenbahn-Unternehmungen vom 3. Novem⸗ 
ber 1838. ergangenen allgemeinen Vorſchriften, insbeſondere diejenigen über die 
Expropriation und diejenigen über das Recht zur vorübergehenden Benutzung 
fremder Grundſtücke, auf das Unternehmen Anwendung finden ſollen. | 


Dieſer Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 
Baden-Baden, den 10. Oktober 1868. a 


Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Be ae 


Fr. 7228.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Obligationen der 
g Kommunalſtände des Preußiſchen Markgrafthums Oberlauſitz im Betrage 
von Einer Million Thaler. Vom 12. Oktober 1868. 


| Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem von dem im Jahre 1866. verſammelt geweſenen Kommunal⸗ 
landtage Unſeres Markgrafthums Oberlauſttz beſchloſſen worden iſt, die zur Do⸗ 
tirung der kommunalſtändiſchen Bank der Preußiſchen Oberlauſitz erforderlichen 
Geldmittel im Betrage von Einer Million Thaler für die Landesmitleiden⸗ 
heit dieſes Markgrafthums (F. 1. des Statuts vom 2. März 1866., Geſetz⸗ 
Samml. S. 157.) im Wege einer Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den 
Antrag der gedachten Kommunalſtände: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber 
lautende, mit Talons und Zinskupons verſehene, Seitens der Gläubiger unkünd⸗ 
bare Obligationen bis zum Betrage von Einer Million Thaler in verſchiedenen 
Serien ausſtellen zu dürfen, ihnen in Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes vom 
17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen bis zum Betrage von Einer 
Million Thaler, wovon drei Zehntheile in Apoints zu je Einhundert Thalern, 
der Ueberreſt aber je zur Hälfte in Apoints à 50 und 25 Thalern nach dem 
anliegenden Schema auszufertigen, und welche nach einem von dem Kommunal⸗ 
lÜandtage des Markgrafthums Oberlauſitz Königlich Preußiſchen Antheils für jede 
„Serie beſonders zu beſtimmenden Zinsfuße zu verzinſen und durch Ankauf oder 
Verlooſung jährlich, vom Jahre 1872. ab, mit wenigſtens Einem Prozent des 
Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen von den amortiſirten Schuldverſchreibungen, 
zu tilgen find, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmi⸗ 
gung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Obli⸗ 
gationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums 
nhachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiſtung des Staates nicht übernommen wird, iſt durch die Geſetz Sammlung 
zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


| Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Baden-Baden, den 12. Oktober 1868. 
(I. S.) Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Cr. 7228.) 130* Sche⸗ 
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* 


Schema für die Obligationen. 
(Wappen der Königlich Preußiſchen Oberlauſitz.) 


Obligation 


des 
Markgrafthums Oberlauſitz Koͤniglich Preußiſchen Antheils 
: über 
100 (50, 25) Thaler, 
huchſtäblig e a Preußiſch Kurant, 
| Serie Eis Asse 


Wir die Stände des Markgrafthums Oberlauſitz Königlich Preußiſchen Antheils 
urkunden und bekennen durch dieſe für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläu⸗ 
bigers unkündbare Obligation, daß der Inhaber derſelben die Summe von Ein⸗ 
hundert (funfzig, fünf und zwanzig) Thalern Preußiſch Kurant, deren Empfang 
wir bekennen, als einen Theil der auf Grund des Allerhöchſten Wrivilegiumd 
VON an ee aufgenommenen Anleihe von Einer Million Thaler 
bft Prozent jährlichen Zinſen von der Landesmitleidenheit des Markgraf 
thums Oberlauſitz Königlich Preußiſchen Antheils zu fordern hat. N 

Die Tilgung der ganzen Schuld von Einer Million Thaler geſchieht plan» 
mäßig durch Ankauf oder Auslooſung der Obligationen aus einem zu dieſem 
Behufe gebildeten Tilgungsfonds von wenigſtens Einem Prozent des Kapitals 
jährlich, unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Obligationen, vom Jahre 
1872. ab. Wir behalten uns jedoch ſowohl eine ſtärkere Auslooſung als auch 
die Kündigung ſämmtlicher noch umlaufender Obligationen vor. Die Auslooſun⸗ 
gen und Kündigungen finden ſtets im Auguſt ſtatt. Die ausgelooſten, ſowie die 
gekündigten Obligationen werden unter Bezeichnung ihrer Serien, Buchſtaben, 
Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung erfol⸗ 
gen ſoll, drei, zwei und Einen Monat vor dieſem Termine im Königlichen Staats⸗ 
anzeiger, im Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Liegnitz und im Görlitzer 
Anzeiger, oder, wenn eins dieſer Blätter eingehen ſollte, in dem nach Beſtimmung 
des Kommunallandtages der Preußiſchen Oberlauſitz an die Stelle deſſelben tre⸗ 
tenden Blatte öffentlich bekannt gemacht. Ev 

Bis zum Rückzahlungstermine des Schuldkapitals werden die Zinſen davon 
in halbjährlichen Terminen am 1. April und 1. Oktober jeden Jahres Nack 1 
6 Uck⸗ 


Be 


Rückgabe der Zinskupons bei der Landſteuerkaſſe in Görlitz und den ubrigen 
vom Kommunallandtage der Preußiſchen Oberlauſitz zu beſtimmenden und bekannt zu 
machenden Zahlungsſtellen in Preußiſchem Kurant gezahlt, und zwar auch in der 
nach dem Eintritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. In gleicher Weiſe erfolgt 
die Zahlung des Kapitals bei der Landſteuerkaſſe in Görlitz gegen bloße Rückgabe 
der Obligationen, der dazu gehörigen Talons und der Zinskupons der ſpäteren 
ene Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. 

Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren nach 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit nicht erhobenen Zinſen, verjähren zu Gun⸗ 
ſten unſerer Landſteuerkaſſe. 8 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Thl. J. 
Tit. 51. $$. 120. ff. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Görlitz. Zinskupons kön⸗ 
nen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll demjenigen, welcher 
den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen Verjährungsfriſt bei 
dem Landesälteſten des Markgrafthums Oberlauſitz Königlich Preußiſchen Antheils 
anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz der Zinskupons durch Vorzeigung der Obli- 
gation oder ſonſt in glaubhafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungs⸗ 
friſt der Betrag der angemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons 
gegen Quittung ausgezahlt werden. 5 

Mit dieſer Obligation ſind die dazu gehörigen bis inkl. 1. Oktober 1873. 
zahlbaren Zinskupons nebſt Talon ausgegeben. Von da ab wird gegen Ablie⸗ 
ferung des der älteren Kupons⸗Serie beigedruckten Talons je eine neue fünf⸗ 


5 jährige Zinskupons⸗Serie bei der Landſteuerkaſſe in Görlitz ausgereicht. Bei dem 


Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der neuen Zinskupons⸗Serie an 
den Inhaber der Obligation, ſofern deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 


Görlitz, den 18. 
Die Stände des Markgrafthums Oberlaufit 
Koͤniglich Preußiſchen Antheils. 
(L. S.) 
(Namensunterſchrift-Fakſimile.) (Namensunterſchrift-Fakſimile.) 


Landesälteſter des Markgrafthums Ober⸗ Landesbeſtallter des Markgrafthums Ober⸗ 
lauſitz Königlich Preußiſchen Antheils. lauſitz Königlich Preußiſchen Antheils. 
Gegengezeichnet: $ (Namensunterfhriften) 
Kaſſirer. Buchhalter. 


(Ir. 7228.) Sche⸗ 
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Schema für die Zinskupons. 


Zins kupon 
Ser. (J.) M 1. 
über 


Obligation des Markgrafthums Oberlaufig 
Koͤniglich Preußiſchen Antheils 
Ser.. En e 
über 100 (50, 25) Thaler Preußiſch Kurant zu Prozent Zinſen. 


Der Inhaber empfängt gegen Rückgabe dieſes Zinskupons am . en 
RE; 18.. und ſpäter bei der ſtändiſchen Landſteuerkaſſe zu Görlitz und 
den anderen öffentlich bekannt gemachten Stellen die Zinſen der vorbenannten 
Obligation für das Halbjahr vom 1. April bis ultimo September 18. 
(vom 1. Oktober 18 .. bis ultimo März 18 ..) mit (in Buchſtaben ..... Tha⸗ 
len Silbergroſchen Pfennigen. 


Gli de 8 18. 


Die Stände des Markgrafthums Oberlauſttz 
Koͤniglich Preußiſchen Antheils. 
(Fakſimile der Unterſchrift.) (Fakſimile der Unterſchrift.) 


Landesälteſter des Markgrafthums Ober⸗ Landesbeſtallter des Markgrafthums Ober⸗ 
lauſitz Königlich Preußiſchen Antheils. lauſitz Königlich Preußischen Antheils. 


Gegengezeichnet: (eigenhändige Unterſchrift.) 
Buchhalter. 


(Stempel.) 


Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit er⸗ 
hoben wird. 


Sche⸗ 


Schema für den Talon. 
e 0 


zur 


Obligation des Markgrafthums Oberlauſitz 
Koͤniglich Preußiſchen Antheils 


Ser „ ttt N über 100 (50, 25) Thaler. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der vor⸗ 
bezeichneten Obligation die (II.) Serie Zinskupons ..... Prozent Zinſen für 
die Zeit vom 1. April 18.. bis ultimo März 18.. bei der ſtändiſchen Land⸗ 
ſteuerkaſſe 10 Görlitz, ſofern dagegen Seitens des Inhabers der Obligation vorher 
kein ſchriftlicher Widerſpruch eingegangen iſt. 


Görlitz, nnn 18 


Die Staͤnde des Markgrafthums Oberlauſitz 
Koͤniglich Preußiſchen Antheils. 
(Fakſimile der Unterſchrift.) (Fakſimile der Unterſchrift.) 


Landesälteſter des Markgrafthums Ober⸗ Landesbeſtallter des Markgrafthums Ober⸗ 
lauſitz Königlich Preußiſchen Antheils. lauſitz Königlich Preußiſchen Antheils. 


(Stempel.) 


Gegengezeichnet: (Eigenhändige Unterſchrift.) 
Buchhalter. 


(Nr, 72287229.) (Nr. 7229.) 
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(Nr, 7229.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchste Genehmigung der unter der Firma 
»St. Georgen-Aktienbrauerei« mit dem Sitze zu Sangerhauſen errichteten 
Aktiengeſellſchaft. Vom 19. Oktober 1868. N 


D es Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 8. Oktober 1868. 
die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma „St. Georgen ⸗Aktien⸗ 
brauerei“ mit dem Sitze zu Sangerhauſen, ſowie deren Statut vom 2. Septem⸗ 
ber 1868. zu genehmigen geruht. 


Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt der 
Königlichen Regierung zu Merſeburg bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 19. Oktober 1868. 


Der Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: 
Moſer. 


Redigirt im Büreau des Staaks⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
; (R. v. Decker). 


